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MinisteriumfürInneresund Sportdes LandesSachsen-Anhalt
Postfach3563 +- 39010 Magdeburg

Landesverwaltungsamt
Ernst-Kamieth-Straße2
06112 Halle (Saale)

Ausländerrecht;
Duldungnach8 60b AufenthGund Ermessensausübungnach$ 4a Abs.
4 AufenthG

MitBerichtvom9. Dezember2021 batenSie um DarlegungmeinerRechtsauf-

fassungzurAuslegungvon $ 60b Abs. 1 AufenthGzu der Frage, wie sich an-
dere in $ 60b AufenthGnichtgenannteGründe,die einerAbschiebungentge-

genstehen,aufdieAnwendungderNormauswirken.Des WeiterenführtenSie

zur Ermessenausübungim Rahmenvon $ 4a Abs. 4 AufenthGaus.

1. Ursächlichkeitim Sinne von 8 60b AufenthG

Die Anwendungshinweisedes BMI zu 8 60b AufenthGvom 14. April2020 lau-

ten unterZiffer1.9 wiefolgt:

„Kann die Abschiebungzusätzlichaus einemanderenGrund nichtvollzogen

werden,der nichtin 8 60b Absatz 1 AufenthGgenanntist, soll grundsätzlich

dennochdie Duldung„fürPersonenmitungeklärterIdentität“erteiltwerden.Es

genügtalsofürdieAusstellungderDuldung„fürPersonenmitungeklärterIden-

tität“grundsätzlich,dass ein dafürausreichenderGrund gegeben ist. Auf an-
dere Duldungsgründekommtes dann grundsätzlichnichtmehran. Dies gilt

nichtfürAusländerab derStellungeinesAsylantrages(8 13 des Asylgesetzes)
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odereinesAsylgesuches($ 18 des Asylgesetzes)bis zur rechtskräftigenAblehnungdes Asylan-

tragessowiefürAusländer,wennein Abschiebungsverbotnach & 60 Absatz5 oder7 vorliegt,es

sei denn,das Abschiebungsverbotnach8 60 Absatz7 beruhtalleinaufgesundheitlichenGründen

(vgl. 8 60b Absatz2 Satz 2 Aufenth6).“

Diese Auffassungwurdeseitensdes BMI in den FAQ zumThemenkomplexAfghanistanmitStand

vom 8. Oktober2021 unterPunktC. 111.17.3. nochmalsbestätigt.

Die anderslautende,in IhremBerichtzitierteLiteratursowiedie Rechtsprechungin anderenBun-

desländern(vgl. insbesondereOVG Niedersachsen,Beschl. v. 09.06.2021 — 13 ME 587/20, Rn.

49, juris; VG Cottbus, Beschl. v. 28.05.2020 - 9 L 134/20, Rn. 9, juris; VG Bremen, Urt. v.

03.09.2021 — 2 K 1400/21, Rn. 16, juris; wohl auch VG Minden, Beschl. v. 13.01.2020 — 7 L

1317/19, Rn. 51, juris;offengelassenhingegendurchSächsischesOVG, Beschl. v. 08.06.2021 —

3B 181/21, Rn. 18, juris)gibtderzeitkeinenAnlass, von derAuffassungdes BMI abzuweichen.

Auch wennderWortlautvon 8 60b Abs. 1 Satz 1 AufenthGmissverständlichsein könnte,da die

Norm ausführt,es kommedaraufan, dass die Abschiebungaus von dem Ausländerselbstzu

vertretendenGründennichtvollzogenwerdenkann,weiler das Abschiebungshindernisdurchei-

gene Täuschungüberseine IdentitätoderStaatsangehörigkeitoderdurcheigenefalscheAnga-

ben selbstherbeiführtodererzumutbareHandlungenzurErfüllungderbesonderenPassbeschaf-

fungspflichtnichtvornimmt,folgtaus Sinn und Zweckder Norm,dass derAuffassungdes BMI zu

folgenist.

Die DuldungmitdemZusatznach 8 60b AufenthGwirdnachSinn undZwecksowiedemWortlaut

der amtlichenÜberschriftder Normwegen der ungeklärtenIdentitätdes Ausländerserteilt.Aus

derGesetzesbegründungfolgt,dass diegeltendenRegelungenzurPassbeschaffungvonden Be-

troffenenin der Praxis oftmalsnichtbefolgtwerden.Dahersei aufeine stärkereErfüllungdieser

Rechtspflichthinzuwirken,indem für vollziehbarausreisepflichtigeAusländereine besondere

Passbeschaffungspflichtim Gesetz festgeschriebenwird. Die Festschreibungder besonderen

Passbeschaffungspflichtim Aufenthaltsgesetzermöglichees, an die NichterfüllungSanktionenzu
knüpfen.Damitwürdeim Aufenthaltsgesetzauch eine Angleichungan das internationalübliche

Regime bezüglichPass oder Passersatzvorgenommen.Eine Person, die sich im Auslandauf-

halte,jedochkeinenPass oderPassersatzdes Heimatlandesbesitze, habe sich selbstverständ-

lich selbstdarumzu bemühen,diesenzu erlangen(vgl. BT-Drucks. 19/10047, S. 37).

Diese Begründungsprichtdafür,dass derAnwendungsbereichdes 8 60b AufenthGgeradenicht

erheblicheingeschränktwerdensollte,da ansonstender Normzweck,Ausreisepflichtigeneinen
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Anreizzu geben, die in $ 60b AufenthGvorgesehenenMitwirkungshandlungenzu erfüllen,nicht

mehrerfülltwird.Vielmehrsoll vordem HintergrundderWirkungendes 8 60b Abs. 5 AufenthGdie

aktuellfortdauerndemangelndeMitwirkungdes Ausländersan der KlärungseinerIdentitätsank-

tioniertwerden.Das paralleleHinzutretenweitererDuldungsgründesoll bei fortbestehenderman-

gelnderMitwirkungnichtentgegenstehen.

Andernfallswäredas EintretenderSanktionswirkungdes 8 60b Abs. 5 AufenthGz. T. quasidurch

Zufallundnichtdurchdie anhaltendeMitwirkungsverweigerungdes Ausländersbedingt.Das wird

am Beispiel der tatsächlichenpandemiebedingtenUnmöglichkeiteinerAbschiebungaufgrund

StreichungeinerFlugverbindungdeutlich.GemäßderGegenauffassungwärenach pandemiebe-

dingtemEntfallder Flugverbindungdas Verhaltendes AusländersnichtmehralleinigeUrsache,

so dass eine DuldungfürPersonenmitungeklärterIdentitätnichterteiltbzw. verlängertwerden

könnte,obwohlderAusländernachwievornichtmitwirkt.Wirddie Flugverbindungnachmehreren

WochenaufgrundAbflauensderPandemiewellewiederaufgenommen,könntedem nach wie vor
nichtmitwirkendenAusländererstdannerneuteine Duldungnach 8 60b AufenthGerteiltwerden.

FürdenZwischenzeitraummitunterbrochenerFlugverbindungwürdennachderGegenauffassung

auch die Wirkungendes 8 60b Abs. 5 AufenthGmangelsVorliegender Voraussetzungenvon
& 60b AufenthGnichteintreten,obwohlder Ausländerandauerndnichtmitwirkte.Bei weiteren

PandemiewellenmitStreichungderFlugverbindungwürde8 60b AufenthGerneutinklusiveseiner

Sanktionswirkungentemporärnichtanwendbarsein, bei Verbesserungder Pandemielageund

WiederherstellungderFlugverbindunghingegendoch. DiesewechselndenWirkungenwürdenun-

abhängigvomVerhaltendes Ausländerseintreten,derdie gesamteZeitdauer— unabhängigvon

dertemporärentatsächlichenUnmöglichkeitderAbschiebungwegenfehlenderFlugverbindung—

seinen Pflichtenzur Klärungseiner Identitätund Passbeschaffungnichtnachkam.Eine derart

schwankendeRechtsfolgeistnichtZiel des Gesetzes, verstärkteBemühungendes Ausländerszu

erreichen.

Insofernist $ 60b AufenthGdahingehendauszulegen,dass ein Ursachenzusammenhangzwi-

schen Handlungbzw. Unterlassungdes AusländersundderUnmöglichkeitderAbschiebungaus-
reicht.Das Verhaltendes Ausländersmuss lediglichmitursächlichsein, so dass es nichtdarauf

ankommt,ob tatsächlichoderhypothetischandereAusreisehindernissevorliegen.

Zu etwaigerRechtsprechungzu dieserFrage im Land bitteich zu berichten.Gleichzeitigweise ich

daraufhin, dass die die neue BundesregierungtragendenKoalitionsparteieneineAufhebungder

Regelung von $8 60b AufenthGbeabsichtigen.Ein Gesetzentwurfliegtallerdingsnoch nichtvor.

Eine ÄnderungderAnwendungshinweisedes BMI ist ebenfallsnichterfolgt.
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2. ErmessenserwägungenfürBeschäftigungserlaubnisnach $ 4a Abs. 4 AufenthG

ZurweiterenFrage derVersagungeinerBeschäftigungserlaubnisim RahmenderErmessensaus-

übung nach 8 4a Abs. 4 AufenthG,bei der nach der obergerichtlichenRechtsprechunganderer

BundesländerintegrationspolitischeZiele, insbesonderedie VermeidungeinerAufenthaltsverfes-

tigungberücksichtigtwerdenkönnen(vgl. z. B. VGH Baden-Württemberg,Beschl. v. 08.01.2021

— 12 S 3651/20, Rn. 21 f., juris;OVG Rheinland-Pfalz,Beschl. v. 20.11.2019 - 7 A 11161/19, Rn.

23 f., juris; BayerischerVGH, Beschl. v. 07.05.2018 — 10 CE 18.464, Rn. 13, juris;OVG Nordrhein-

Westfalen,Beschl. v. 27.03.2006 - 18 B 787/05, Rn. 23, juris),weise ich aufdie aktuelleRecht-

sprechungdes OVG Sachsen-Anhalt(Beschl. v. 09.11.2021 — 2 M 79/21, Rn. 24, juris;Beschl. v.

12.11.2021 -2 M 132/21, Rn. 24, juris)hin.

Die VerhinderungeinerVerfestigungdes Aufenthaltsist nachAuffassungdes OVG Sachsen-An-

haltnach AblaufderWartezeitvon drei Monatengemäß8 32 Abs. 1 BeschV keinzulässigerEr-

messensgesichtspunkt.Die VerhinderungeinerfaktischenIntegrationkönneallenfallsdannnoch

einezulässigeErmessenserwägungdarstellen,wennnachausreichendverlässlichenTatsachen-

feststellungeneinetatsächlicheAbschiebungdes Ausländersin absehbarerZeitmöglicherscheint

(OVG Sachsen-Anhalt,a.a.O.).

Vor diesemHintergrundist es zurVermeidungeiner(ober-)gerichtlichenAufhebungin Sachsen-

Anhaltnichtangezeigt,die Ermessenserwägungenim Rahmenvon 8 4a Abs. 4 AufenthGaufdie

obergerichtlicheRechtsprechungandererBundesländerzu stützen.Es solltegrundsätzlichnicht

aufden GesichtspunktderVermeidungeinerAufenthaltsverfestigungnach dreimonatigemgedul-

deten,gestattetenodererlaubtenAufenthaltabgestelltwerden.Es sei denn, eine Abschiebung

stündenachweislichin absehbarerZeit bevor,was bei Mitwirkungsverweigerernaberin derRegel

nichtder Fall sein dürfte.

Zum UmgangmitderneuenRechtsprechungdes OVG Sachsen-Anhaltfürbesonderssicherheits-

relevanteAusländeristein gesonderterErlass geplant.

Im Auftrag
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